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Ratgeber

Wannistein«Reservationsvertrag»verbindlich?
Recht Bis Abschluss eines Grundstückskaufvertrages können ab der ersten Besichtigung mehrere Wochen vergehen.
Oft wird der Wille zum Abschluss eines Kaufvertrages in einem Reservationsvertrag festgehalten, verbunden mit
einer Reservationsanzahlung. Wie verbindlich ist dieser? Was muss ich dabei als Kaufinteressentin beachten?

Das Bundesgericht hat festge-
halten, dass ein als «Reserva-
tionsvertrag» betitelter Vertrag
für Grundstücke als sogenann-
ter Vorvertrag zu behandeln ist,
bei dem die gleichen Vorschrif-
ten einzuhalten sind wie beim
Hauptvertrag. Das bedeutet,
dass der Reservationsvertrag
betreffend eines Grundstück-
kaufs öffentlich beurkundet
sein muss, um gültig zu sein.
Dies umfasst alle wesentlichen
Vertragspunkte.

Nichtbeurkundeter
Vertrag istungültig
Der nur schriftlich eingegange-
ne, aber nicht öffentlich be-
urkundete Reservationsvertrag
ist somit formungültig und hat
für die Parteien betreffend
Kaufobjekt, Kaufpreis und
Zahlungsmodalitäten keinerlei
Bindungswirkung. Dies betrifft
auch das vereinbarte Reuegeld
oder die Konventionalstrafe,

welche oft als Reservationsan-
zahlung geleistet werden. Die
Reservationsvereinbarung
sieht meist vor, dass die Reser-
vationsanzahlung komplett
oder teilweise im Sinne eines
Reuegeldes oder einer Konven-
tionalstrafe an den Verkäufer
fällt, wenn es aus Gründen, die
der Käufer zu vertreten hat,
nicht zum Abschluss des
Kaufvertrags kommt.

Umgekehrt wird die Anzah-
lung dem Käufer zurückbe-
zahlt, wenn der Kaufvertrag
aus Gründen nicht zustande
kommt, welche der Verkäufer
zu vertreten hat.

Rückerstattung
derAnzahlung fordern
Ist ein nur schriftlich abge-
schlossener Reservationsver-
trag aufgrund des Formman-
gels ungültig und möchte der
Kaufinteressent das Grund-
stück nun doch nicht mehr
kaufen, der Verkäufer weigert
sich aber, ihm die Anzahlung
zurückzuerstatten, so kann
sich der Kaufinteressent in der
Regel auf den Formmangel
berufen und die Rückerstat-
tung der Anzahlung aufgrund
ungerechtfertigter Bereiche-
rung fordern. Hatte jedoch der
Kaufinteressent Kenntnis des
Formmangels und hat er die
Anzahlung dennoch freiwillig

geleistet, so kann die Berufung
auf den Formmangel rechts-
missbräuchlich sein und die
Rückforderung scheitern.

Eine Entschädigung des
Verkäufers kann laut Bundes-
gericht von den Parteien dann
schriftlich gültig vereinbart
werden, wenn die Entschädi-
gungsregelung von den Parteien
losgelöst vom Grundstückskauf,
also auch ohne übrige, form-
ungültigen Vertragsteile des
Reservationsvertrages als
sinnvolles Ganzes geschlossen
worden bzw. denkbar ist. Dies
gilt etwa bei Aufwands- und
Spesenersatz für Planungs-
arbeiten oder Aufwendungen,
die dem Verkäufer unabhängig
vom Zustandekommen des
Kaufvertrages vom Käufer
entschädigt werden sollen.

Das bedeutet, dass der
Verkäufer eine geleistete
Anzahlung auch im Falle einer
nur schriftlich abgeschlosse-

nen Reservationsvereinbarung
einbehalten kann, soweit sie
Schadenspositionen deckt, die
dem Verkäufer entstehen, weil
er sich auf die (schliesslich
ergebnislosen) Verkaufsver-
handlungen eingelassen hat.
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Kurzantwort

Ein als «Reservationsvertrag»
betitelter Vertrag für Grundstü-
cke ist als Vorvertrag zu behan-
deln, bei demdie gleichen Form-
vorschriften einzuhalten sindwie
beim Hauptvertrag. Das bedeu-
tet, dass der Reservationsvertrag
öffentlich beurkundet seinmuss,
um gültig zu sein. (heb)

Dr. iur. Sabine Burkhalter
Rechtsanwältin,
Voser Rechtsanwälte KlG,
Baden; www.voser.ch

DenOpferndesMissbrauchshilftdasgarnicht
«Luzerner Kirche behält Gelder
vorerst zurück»,
Ausgabe vom 9. November

Obwohl man mir sicher kein
mangelndes Engagement in
Sachen Kirchenreform vorwer-
fen kann und ich die Forderun-
gen der Römisch-Katholischen
Zentralkonferenz voll mittrage,
finde ich den Entscheid der
Synode, dem Bischof den
Geldhahn zuzudrehen, grund-
sätzlich falsch. Viele sind jetzt
froh, dass man dem Bischof/
den Bischöfen gegenüber
«endlich ein Zeichen gesetzt»
hat. Gleichzeitig hat die Syno-
de dadurch leider auch gezeigt,
wie man mit Macht umgeht
(oder eher auch nicht umgehen
sollte). Da der Bischof das Geld
nicht für seinen Lebensstil
braucht, geht der Stopp ab
Mitte nächstes Jahr auf Kosten
der Mitarbeiter des Bistums
und andere Verpflichtungen –
zum Beispiel des externen

Beraters für die Aufarbeitung.
So haben in meinen Augen alle
verloren: der Bischof sowieso,
die Synode, weil sie meint,
Fehler der anderen durch
eigene Fehler ausgleichen zu
können. Verloren haben vor
allem die Opfer des Miss-
brauchs, weil sie in diesem
Machtgerangel völlig aus dem
Blick geraten sind! Schade!

Iva Boutellier,
ehemalige Synodale, Luzern

Eine Mehrheit des Luzerner
Kirchenparlaments be-
schliesst, nur die Hälfte des
Bistumsbeitrags zu zahlen und
nach einem Jahr über weitere
Zahlungen zu entscheiden.

Die weisen Voten von
Synodalratspräsidentin Anne-
greth Bienz-Geisseler, Bi-
schofsvikar Wasmer, Adrian
Wicki und anderen fanden
leider kein Gehör. Das ist

blinder Aktionismus, selbstge-
recht und nichts anderes als
eine Kollektivstrafe für das
ganze Bistum. Ich glaube, das
Kirchenparlament meint den
Sack und schlägt den Esel. Am
geschehenen Unrecht ändert
das gar nichts, aber unserer
Kirche schadet es. Wenigstens
ist der Luzerner Synode das
Interesse und der Beifall der
Massenmedien sicher.

Diese stürzen sich ja auf
alles Negative, das sie der
Kirche anhängen können.
Positive Ereignisse werden
totgeschwiegen (von diesem
Vorwurf ist diese Zeitung nicht
ausgenommen) wie zum
Beispiel den «Marsch fürs
Läbe», der in Zürich am
16. September mit etwa 1500
Frauen, Männern und Kindern
stattfand. Es war ein fröhlicher
Umzug, allerdings leider nur
unter Polizeischutz möglich.

Monika BächlerWicki, Basel

Wichtige Investition fürdieRegionSursee
Zur Abstimmung über die
Kantonsschule Sursee am
26. November

Am 26. November stimmt der
Kanton Luzern über drei
Vorlagen ab: Die Volksinitiative
«Attraktive Zentren», die
«Anti-Stauinitiative» und über
die Erweiterung, Umnutzung
und Erneuerung der Kantons-
schule Sursee.

Die Vorlage zur Kantons-
schule Sursee ist in der aktuel-
len Diskussion rund um die
beiden anderen Vorlagen aus
dem Fokus zu geraten. Die
Erweiterung, Umnutzung und
Erneuerung der Kanti Sursee
ist aber ein sehr wichtiges und

dringend nötiges Projekt für
die Region. Das Hauptgebäude
ist über 50 Jahre alt und ent-
spricht nicht mehr den heuti-
gen energetischen wie auch
pädagogischen Anforderungen
und platzt aus allen Nähten.
Trotz einem neuen Anbau im
Jahr 2005 kann die heute und
künftig nötige Kapazität nicht
mehr sichergestellt werden.

Mit dem jetzigen, durch-
dachten Projekt kann zeitge-
mässen Unterrichtsmethoden
Rechnung getragen werden,
und es können allen Nutzern
gute Rahmenbedingungen für
das tägliche Lehren und Ler-
nen zu Verfügung gestellt
werden. Die Kosten für die

Erneuerung, Erweiterung und
Umnutzung sind beträchtlich,
aber es sind richtige und wich-
tige Investitionen für die
Zukunft. Das Einzugsgebiet
der Kanti Sursee reicht weit
über die Region Sursee hinaus
und deckt mit den künftig
61 Klassen oder 1200 Lernen-
den einen beachtlichen Teil
der Luzerner Landschaft ab.

Unterstützen sie diese
Vorlage mit einem Ja und
sichern sie die gymnasiale
Bildung in der Region Sursee
und in der Luzerner Land-
schaft.

Carlo Piani,
Kantonsrat dieMitte, Sursee

SowirdLeben imZentrumbeiHitze erträglicher
«Zur Abstimmung über die
Initiative «Attraktive Zentren»
am 26. November im Kanton
Luzern

Leider sind viele Ortszentren
im Kanton Luzern so gebaut,
dass sie vor allem für Autolen-
kende und ihre fahrbaren
Untersätze gut sind. Es gibt viel
versiegelte Fläche, wenig Grün
und viel Verkehr. Mit einem Ja
zur Initiative «Attraktive
Zentren» können wir aus
Hitzeinseln Orte zum Flanie-
ren machen. Durch den hohen
Anteil an versiegelter Fläche
kann heute vielerorts kein
Wasser im Boden versickern.
Es gibt somit auch kein Wasser

mehr, dass an heissen Tag
verdunsten kann. Aufgrund der
fehlenden Begrünung gibt es in
den Zentren häufig keine
Bäume und Sträucher, die
Schatten spenden.

In den nächsten Jahrzehn-
ten wird es im Sommer deut-
lich mehr Hitzetage geben.
Dies macht die Problematik
von Zentren als Hitzeinseln
von Jahr zu Jahr grösser.

Wenn wir beginnen, unsere
Strassen siedlungsverträglich
zu planen und zu bauen, gibt es
mehr Grünfläche, mehr Platz
für Velos und schmalere Fahr-
spuren. So kann die Lebens-
qualität für alle, die in den
Zentren wohnen, verbessert

werden – für die Kinder auf
dem Weg in die Schule, für alle
die mit dem E-Bike zur Arbeit
fahren und für alle, die am
Strassenrand einen Kaffee
geniessen.

JulianGerber, Luzern, Co-Präsident der
JungenGrünenKanton Luzern

Bitte kurz

Bitte fassen Sie sich kurz. Ihr
Schreiben sollte höchstens 1900
Zeichen umfassen. Die Redak-
tion behält sich vor, Leserbriefe
zu kürzen.

Der Herbst präsentiert noch einmal seine ganze Farbpalette. Aber
der Winter naht, wir wissen es. Leserbild: Urs Gutfleisch, Malters

Herbststimmung oberhalb von Werthenstein
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